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Geschäftsbericht 
Bundesarbeitsgemeinschaft religiös begründeter Extremismus e.V. 

für das Kalenderjahr 2025 

Wir haben auftragsgemäß die nachstehende Einnahmen - Ausgaben - Rechnung des 

Vereins Bundesarbeitsgemeinschaft religiös begründeter Extremismus e.V. für das Geschäftsjahr vom 

01. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 erstellt.
Grundlage für die Erstellung war die von uns erstellte Buchhaltung und die

uns vorgelegten Belege sowie die uns erteilten Auskünfte.
Eine Prüfung der uns vorgelegten Belege, Bücher und Bestandsnachweise war nicht Gegenstand

unseres Auftrags und wurde auch nicht durchgeführt. Die Buchführung sowie die Aufstellung des

Inventars und des Jahresabschlusses nach den deutschen handelsrechtlichen_Vorschriften liegen

in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Vereins.

Berlin, den 08.07.2026 

C.O.X. Steuerberatung. Treuhand. GmbH



Rechflichejlnd^teuerliche Verhältnisse

Name

Rechtsform

Sitz

Anschrift

Vereinsregister

Gründung

IIISipegenstand

|||||eschäftsj a h r

IJSeschäftsjahr

||Feiungsregeiung Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei
Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten.

|||rtiche Verhältnisse Der Verein verfolgt gemeinnützige Zwecke und ist vom Finanzamt für
Körperschaften l, Berlin, für die Jahre 2021 - 2023 mit Bescheid vom
23.09.2024 von der Körperschaft- und Gewerbesteuer freigestellt
worden.

Bundesarbeitsgemeinschaft religiös begründeter Extremismus e.V.

^.^f-6' -

eingetragener Verein

Berlin

Oranienstr. 58

10969 Berlin

Amtsgericht Charlottenburg, Register-Nr.: VR 35558 B

30.11.2016

Zweck des Vereins ist die Förderung der Volksbildung und die
Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten des
vorgenannten steuerbegünstigten Zwecks.

Kalenderjahr

Friederike Müller, Dervis Hizarci, Silke Baer
Dzeneta Isakovic, Karin Meißner



° Ausgaben - Rechnung
-gy^esaFbeltsgemeinschaft religiös begründeter Extremismus eJ\T.

für das Kalenderjahr 2025

Euro Euro Vorjahr

Einnahmen

Umsatzerlöse § 19 UStG Kleinunternehmer

Steuerfreie Umsätze
Erlöse aus Sachanlageverkäufen
Vereinnahmte unberechtigt ausgewiesene Umsatzsteuer

Mlitgliedsbeiträge
Erstattungen AAG
Senatsverwaltung für Inneres u. Sport Berlin

SZywendung EU (Shielded)
BJBündeszentrale für politische Bildung
SXetoniz-lnstitut
IUissisches Ministerium des Innern, Sicherheit u. Heimatschutz
SBBftdesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend

^^-^,

•Kftalkosten
Rljsreinsräume

i^ten
u. Instandhaltung Vereinsräume

llgHDgskosten (Betriebshaftpflicht)
und Rundfunk)

Ifftgskosten (inkl. Fortbildungskosten u. Teilnahmegebühren)
|sgl. Wirtschaftsgüter für Veranstaltungen

|B||sten inkl. externe Veranstaltungen und Teamevents
|BP~lause

gsarbeit

®sn u. Honorare

Htkosten
BBemetkosten

B
llptagevermögen einschließlich GWG
||;§tandhaltung Vereins-Bürogeräte

:,.~-

»atungskosten
iSten

Ktt
Igenste (Lizenzen/Software)

Bßühren
iermittel

Rs
'§ 13b UStG (in Ausgaben enthalten)

900,00
810,00
200,00

0,00
7.600,00

12.324,50
77.000,00

129.636,75
148.285,28
29.500,00

0,00
625.000,00

1.031.256,53

6.550

0
0

571
7.200

0
67.000

0
0

^9.800

20.000

600.000

3.673

724.794

666.132,01
38.157,00

1.287,16
3.190,03
2.707,26
1.066,27

21.519,28
0,00

23.845,05
3.070,05

13.960,32
0,00

41.406,13
469,03

3.653,71
7.550,12
2.224,09

21.468,52
1.009,42

984,16
414,48

4.978,66
0,00

6.752,81
593,68

1.051,41
219,15

-225,42 867.484,38

163.772,15

549.091

45.365

1.120

6.005

2.690

1.111

17.842

2.505

12.763

6.353

9.971

2.745

33.538

4.194

2.080

3.70?

0
598

1.273

163
486

2.628

2.446

5.657

459
898
664

-934

715.411

9.383



VermögenskontroHrechnung
'äundesarbiitsiemeinschaftre^gios üegr
zu7Emnahmen-Ausgaben-Rechnung2025

Bank Projekt
Bank Verein
Visakarte

Gesamt

01.01.2025 31.12.2025

14.754,61 161.766,29
22.540,00 38.674,60

2,68 628,55

Änderung
Bestände

147.011.68
16.134,60

625,87

37.297,29 201.069,44 163.772,15

Differenz 0,00
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Allgemeine Auftragsbedingungen
C.O.X. Steuerberatung. Treuhand. GmbH

en Allgemeiner Auftragsbedingungen gelten für sämtliche, auch zukünftigen Verträge zwischen der C.O.X.
3. Treuhand. GmbH (im Folgenden „Steuerberaterin" genannt) und ihren Auftraggebern, soweit nicMetwas anderes

schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.^Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen gelten
i. Abweichende Bedingungen des Auftraggebers erkennt die Steuerberaterin nicht an, essei denn,' sie hat

SSS'ihrerGeltung zugestimmt. ' " ' ^ •

Umfang und Ausführung des Auftrags, Pflichten der Steuerberaterin
Fur'den" Umfang der von der Steuerberaterin zu erbringenden Leistungen ist der erteilte Auftrag maßgebend.
Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Berufsausübung ausgeführt.
Die Steuerberaterin wird die vom Auftraggeber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig zugrunde
legen. Soweit sieurlrichti9.keit^nfeststellt-is,tsi® verpflichtet, darauf hinzuweisen. Die Prüfung der Richtigkeit, Vollständigkeit
und Ordnungsmäßigkeit der übergebenen Unterlagen und Zahlen, insbesondere der Buchführung und Bilanz, gehört nur
zum Auftrag, wenn dies schriftlich vereinbart ist.
Die Steuerberaterin ist nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen der Rechtslage oder sich daraus ergebende
Folgerungen nach Abschluss einer Angelegenheit hinzuweisen
Der'Auftrag stellt keine Vollmacht für die Vertretung vor Behörden, Gerichten und sonstigen Stellen dar. Sie ist gesondert
zu erteilen. Ist wegen der Abwesenheit des Auftraggebers eine Abstimmung mit diesem über die Einlegung von
Rechtsbehelfen oder Rechtsmitteln nicht möglich, ist die Steuerberaterin im Zweifel zu fristwahrenden Handlungen
berechtigt und verpflichtet.

Verschwiegenheitspflicht
Die Steuerberaterin ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über alle Tatsachen, die ihr im Zusammenhang mit der
Ausführung des Auftrags zur Kenntnis gelangen, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber sie
schriftlich von dieser Verpflichtung entbindet. Die Verschwiegenheitspfticht besteht auch nach Beendigung des
Vertragsverhältnisses fort.
Die Verschwiegenheitspflicht besteht im gleichen Umfang auch für die Mitarbeiter/innen der Steuerberaterin.
Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die Offenlegung zur Wahrung berechtigter Interessen der Steuerberaterin
erforderlich ist. Die Steuerberaterin ist auch insoweit von der Verschwiegenheitspflicht entbunden, als sie nach den
Versicherungsbedingungen ihrer Berufshaftpflichtversicherung zur Information und Mitwirkung verpflichtet ist.
Gesetzliche Auskunfts- und Aussageverweigerungsrechte insbesondere nach § 102 AO, § 53 StPO, § 383 ZPO bleiben
unberührt.
Die Steuerberaterin darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche Äußerungen über die Ergebnisse ihrer Tätigkeit Dritten
nur mit Einwilligung des Auftraggebers aushändigen.

( Darüber hinaus besteht keine Verschwiegenheitspflicht, soweit dies zur Durchführung eines Zertifizierungsaudits in der
Kanzlei der Steuerberaterin erforderlich ist und die insoweit tätigen Personen ihrerseits über ihre Verschwiegenheitspflicht

; belehrt worden sind. Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstanden, dass durch den Zertifizierer/Auditor Einsicht in seine
von der Steuerberaterin abgelegte und geführte - Handakte genommen wird.

Die Steuerberaterin hat beim Versand bzw. der Obermittlung von Unterlagen, Dokumenten, Arbeitsergebnissen etc. auf
Papier oder in elektronischer Form die Verschwiegenheitsverpflichtung zu beachten. Der Auftraggeber stellt seinerseits

^sicher, dass er als Empfänger ebenfalls alle Sicherungsmaßnahmen beachtet, dass die ihm zugeleiteten Papiere oder
g^Dateien nur den hierfür zuständigen Stellen zugehen. Dies gilt insbesondere auch für den Fax- und E-Mail-Verkehr. Zum

gj|Schutz der überlassenen Dokumente und Dateien sind die entsprechenden technischen und organisatorischen Maßnahmen
g||zu treffen. Sollten besondere über das normale Maß hinausgehende Vorkehrungen getroffen werden müssen, so ist eine
^entsprechende Vereinbarung in Textform über die Beachtung zusätzlicher, sicherheitsrelevanter Maßnahmen zu treffen,
Ijjnsbesondere ob im E-Mail-Verkehr eine Verschlüsselung vorgenommen werden muss. In Ermangelung einer solchen
^Vereinbarung oder eines Widerspruchs in Textform ist der Auftraggeber mit der Nutzung unverschlusselter E-Mail-
|||3mmunikation einverstanden.

IHltwirkung Dritter
_Steuerberaterin ist berechtigt, zur Ausführung des Auftrags Mitarbeiter/innen, fachkundige Dritte sowie

äitende Unternehmen heranzuziehen.
Heranziehung von fachkundigen Dritten und datenverarbeitenden Unternehmen hat die Steuerberaterin dafür zu

gen, dass diese sich zur Verschwiegenheit entsprechend § 2 Abs. 1 verpflichten und die datenschutzrechtlichen
Raben beachtet werden"

BKteuerb®raterin ist berechtigt, allgemeinen Vertretern (§ 69 StBerG) sowie Praxistreuhändern (§ 71 StBerG) im Falle
jjjRocsreiiung Einsichtnahme in die Handakten i.S.d. § 66StBerG zu verschaffen.

g^esAuftraggebers
3er ist zur Mitwirkung verpflichtet, soweit es zur ordnungsgemäßen Erledigung des Auftrags erforderlich ist.

BBmdiai1^1^. ^^Tr st®uerb®raterin unaufgefordert alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen
ISI"Errt^n^'J!?. rechtzeiti9 zu übergeben, dass der Steuerberaterin eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung
BSjftim,'prechendes 9ilt fur di® Unterrichtung über alle Vorgänge und Umstände, die für die Ausführung des Auftrags von
HSi^h,^ können. Notwendige Erklärungen (z.B. Voilständigkeitserklärungen) sind vom Auftraggeber rechtzeitig

nszu^^Jst verPflichtet, alle schriftlichen, elektronischen und mündlichen Mitteilungen der Steuerberaterin zur
und bei Zweifelsfragen Rücksprache zu halten.



(3)

(4)

(5)

.(2)
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Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der Steuerberaterin oder ihrer Erfüllungsgehilfen

könnte- „....

Auftraggeber verpflichtet sich, Arbeitsergebnisse der Steuerberaterin nur mit deren schriftlichen Einwilligung
iiterzugeben, soweit sich nicht bereits aus dem Auftragsinhaltdie Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten

He Steuerberaterin beim Auftraggeber in dessen Räumen Datenverarbeitungsprogramme ein, so ist der Auftraggeber
"erpflichtet' den Hinweisen der Steuerberaterin zur Installation und Anwendung der Programme nachzukommen. Des
Weiteren ist der Auftraggeber verpflichtet jjnd berechtigt, die Programme nur in dem von der Steuerberaterin
^geschriebenen Umfang zu vervielfältigen. Der Auftraggeber darf die Programme nicht verbn'fttn-L Die Steuerberaterin
bleibt Inhaberin der Nutzungsrechte, wenn nicht ein anderes vereinbart ist. Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was
der Ausübung der Nutzungsrechte an den Programmen durch die Steuerberaterin entgegensteht.

Unterlassene Mitwirkung und Annahmeverzug des Auftraggebers
Ünterlässt der Auftraggeber eine ihm nach § 4 oder sonstige obliegende Mitwirkung oder kommt er mit der Annahme der
von der Steuerberaterin angebotenen Leistung in Verzug, so ist die Steuerberaterin berechtigt, eine angemessene Frist mit
der Erklärung zu bestimmen, dass sie die Fortsetzung des Vertrags nach Ablauf der Frist ablehnt.
Nach erfolglosem Ablauf der Frist darf die Steuerberaterin den Vertrag fristlos kündigen. Unberührt bleibt der Anspruch der
Steuerberaterin auf Ersatz der ihr durch den Verzug oder die unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, und zwar auch dann, wenn die Steuerberaterin von dem
Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht.

Vergütung, Vorschuss
Die Vergütung der Steuerberaterin berechnet sich nach den gesetzlichen Gebühren der StBVV bzw. nach der ggf. gesondert
geschlossenen Vergütungsvereinbarung. Nach § 4 StBVV kann auch eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche
Vergütung vereinbart werden.
Für bereits entstandene und die voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen kann die Steuerberaterin einen
Vorschuss fordern.
Wird der eingeforderte Vorschuss nicht gezahlt, kann die Steuerberaterin nach vorheriger Ankündigung ihre weitere Tätigkeit
für den Auftraggeber einstellen, bis der Vorschuss eingeht. Die Steuerberaterin ist verpflichtet, ihre Absicht, die Tätigkeit
einzustellen, dem Auftraggeber rechtzeitig bekannt zu geben, wenn dem Auftraggeber Nachteile aus einer Einstellung der
Tätigkeit erwachsen können.

Beendigung des Vertrags
Die Steuerberaterin ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was sie zur Ausführung des Auftrags erhält oder erhalten hat
und was sie aus der Geschäftsbesorgung erlangt, auf Verlangen herauszugeben. Außerdem ist die Steuerberaterin
verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den Stand der Angelegenheit
Auskunft zu erteilen und Rechenschaft abzulegen.
Mit Beendigung des Vertrags hat der Auftraggeber der Steuerberaterin die bei ihm zur Ausführung des Auftrags eingesetzten
Datenverarbeitungsprogramme einschließlich angefertigter Kopien sowie sonstige Programmunterlagen unverzüglich
herauszugeben bzw. von der Festplatte zu löschen. Bei Kündigung des Vertrags durch die Steuerberaterin kann der
Auftraggeber jedoch die Programme für einen noch zu vereinbarenden Zeitraum zurückbehalten, soweit dies zur
Vermeidung von Rechtsnachteilen unbedingt erforderlich ist.
Nach Beendigung des Mandatsverhältnisses sind die Unterlagen bei der Steuerberaterin abzuholen.
Die Bestimmungen des § 8 bleiben unberührt.

Aufbewahrung, Herausgabe und Zurückbehaltungsrecht von Arbeitsergebnissen und Unterlagen
Die Steuerberaterin hat die Handakten für die gesetzlich vorgeschriebene Dauer nach Beendigung des Auftrags (derzeit 10
Jahre, vgl. § 66 StBerG) aufzubewahren. Diese Verpflichtung erlischt jedoch schon vor Beendigung dieses Zeitraums, wenn
die Steuerberaterin den Auftraggeber schriftlich aufgefordert hat, die Handakten in Empfang zu nehmen, und der
Auftraggeber dieser Aufforderung binnen sechs Monaten, nachdem er sie erhalten hat, nicht nachgekommen ist.
2U den Handakten im Sinne dieser Vorschrift gehören alle Schriftstücke, die die Steuerberaterin aus Anlass ihrer beruflichen
Tätigkeit von dem Auftraggeber oder für ihn erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Briefwechsel zwischen der
Steuerberaterin und ihrem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift erhalten hat,
sowie für die zu internen Zwecken gefertigten Arbeitspapiere.
Auf Anforderung des Auftraggebers, spätestens nach Beendigung des Auftrags, hat die Steuerberaterin dem Auftraggeber
die Handakten innerhalb einer angemessenen Frist herauszugeben. Die Steuerberaterin kann von Unterlagen, die sie an
len Auftraggeber zurückgibt, Abschriften oder Fotokopien anfertigen und zurückbehalten.

Steuerberaterin kann die Herausgabe ihrer Arbeitsergebnisse und der Handakten verweigern, bis sie wegen ihrer
und Auslagen befriedigt ist. Dies gilt nicht, soweit die Zurückbehaltung nach den Umständen, Insbesondere wegen

Verhältnismäßiger Geringfügigkeit der geschuldeten Beträge, gegen Treu und Glauben verstoßen würde.
vorstehenden Regelungen gelten entsprechend, soweit sich die Steuerberaterin zum Führen von Handakten der

sehen Datenverarbeitung bedient.

Mangejbeseitigung bei Werkleistungen
isrfiCl^rJ3?J3eb.T.1' hat.bei Werkleistungen i.S.d. § 631 BGB Anspruch auf Beseitigung etwaiger Mängel. Der Steuerberaterin

jeweiligen Mangel Gelegenheit zur zweimaligen Nachbesserung zu geben.
3t die Steuerberaterin die geltend gemachten Mängel entgegen Abs. 1 und trotz Satzung einer angemessenen Frist

oder lehnt sie die Mängelbeseitigung zu Unrecht ab, so kann der Auftraggeber auf Kosten der Steuerberaterin die



(3)

(4)

Mängel durch einen anderen Steuerberater beseitigen lassen, bzw. nach seiner Wahl Herabsetzung der Vergütung oder

Ruckgängigmachung des Vertrags^erlangen
Offenbare Ijnrichtigkeiten (z. B Schreibfehler, Rechenfehler) können von der Steuerberaterin jederzeit auch Dritten

berichtigt werden. Sonstige Mängel darf die Steuerberaterin Dritten gegenüber mit Einwilligung des
Auftraggebers berichtigen. Die Einwilligung ist nicht erforderlich, wenn berechtigte Interessen der Steuerberaterin den

'Interessen des Auftraggebers vorgehen.
Bis" zur Beseitigung vom Auftraggeber rechtzeitig geltend gemachter Mängel ist der Auftraggeber zur Zurückbehaltung eines
angemessenen Teils der Vergütung berechtigt.

/-^•SS-.1

Haftungsbeschränkung
Die Steuerberaterin haftet für eigenes sowie für das Verschulden ihrer Erfüllungsgehilfen.
Der Anspruch des Auftraggebers gegen die Steuerberaterin aus diesen^ Vertragsverhältnis auf Ersatz eines
fahrlässig verursachten Schadens wird gemäß § 67 a Abs. 1 Nr. 2 StBerG auf einen Betrag in Höhe von
EÜR 4.000.000,00 begrenzt. Dies entspricht dem Vierfachen der gesetzlichen Mindestversicherungssumme.
Soweit im Einzelfall hiervon abgewichen, insbesondere die Haftung ausgeschlossen oder auf einen geringeren als den in
Abs. 2 genannten Betrag begrenzt werden soll, bedarf es einer gesonderten schriftlichen Vereinbarung der Parteien.
Von de~r Haftungsbegrenzung ausgenommen sind Haftungsansprüche für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des

ir der Gesundheit sowie aus der Übernahme von Garantien.

Anzuwendendes Recht, Gerichtsstand
Für diesen Vertrag, den Auftrag, seine Ausführung und die sich hieraus ergebenden Ansprüche gilt nur deutsches Recht
unter Ausschluss des UN-Kaufrechts.
Für sämtliche gegenwärtigen und zukünftigen Ansprüche aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag mit Kaufleuten,

8 juristischen Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtiichen Sondervermögen ist ausschließlicher
'Gerichtsstand der Sitz der Steuerberaterin. Der gleiche Gerichtsstand gilt, wenn der Auftraggeber keinen allgemeinen
Gerichtsstand im Inland hat, nach Vertragsabschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus dem Inland

tverlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthaltsort zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist.
^Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung bzw. der Ort der weiteren Beratungsstelle, wenn der Auftraggeber

Kaufmann ist.

|g|Schlichtung nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG)
KSIWir besprechen aufkommende Fragen am liebsten unmittelbar. Sollte dies nicht funktionieren, ist auch eine Vermittlung
|||äürch die Steuerberaterkammer Berlin möglich.
HSMit dem VSBG wurden die von der entsprechenden EU-Richtlinie vorgesehenen Regelungen zur außergerichtlichen

IUIgtreitbeilegung einschließlich der Einrichtung entsprechender Schlichtungsstellen für Streitigkeiten zwischen Unternehmern
Igtpd Verbrauchern in das deutsche Recht umgesetzt. Die Teilnahme an den im Gesetz vorgesehenen
UHtreitbeilegungsverfahren ist freiwillig. Da uns bereits andere Verfahren zur Verfügung stehen (s.o.), weisen wir hiermit

hin (§ 36 VSBG), dass die die Steuerberaterin zur Teilnahme an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer
IIUI'rbraucherschlichtungsstelle gesetzlich weder verpflichtet noch bereit ist.

tenschutz

Steuerberaterin verarbeitet die vom Auftraggeber übermittelten personenbezogenen Daten zum Zweck der Erbringung
IUI-vereinbarten Leistungen bzw. bei Prüfung der Mandatsannahme. Gegenstand der Verarbeitung sind neben den

gj^onenbezogenen Daten des Auftraggebers selbst ggf. auch personenbezogene Daten Dritter, soweit diese der
suerberaterin im Zusammenhang mit der Erbringung der Leistungen übermittelt werden. Dies gilt etwa für

Igsonenbezogene Daten von Mitarbeitern des Auftraggebers (z.B. bei Finanz- und/oder Lohnbuchführung) und von
Ulyen (potentiellen) Vertragspartnern des Auftraggebers. Zugleich erfolgt eine Verarbeitung zu dem Zweck, den
|||aggeber über aktuelle sieuertiche Entwicklungen zu informieren, wozu die Auftragnehmerin unter Umstanden
|g|srechtlich verpflichtet ist (Rechtsgrundlage: Art. 6 Abs. 1 S.llit b, f DS-GVO). Die Verarbeitung erfolgt hierbei stets
UgBeachtung der berufsrechtlichen Regeiungen, insbesondere des Steuerberatungsgesetzes. Eine Übermittlung der

rfol9tjm Abstimmung mit dem Auftraggeber Z.B. an Finanzämter und ggf. andere Behörden, an Gerichte sowie an
eG, deren Rechenzentrum wir Z.T. zur Erbringung unserer Leistungen nutzen oder an sonstige Dritte

Jndlage: Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a, b, f DS-GVO). Eine" Übermittlung in Drittländer erfolgt nur nach vorheriger
™un9„mit dem Mandanten. Weitere Informationen zum Datenschutz und den Rechten der von der Verarbeitung

finden sich auf unserer Internetseite unter www.cox-steuerberatung.de/datenschutz/.

IIIN'estimmungen
Bestimmungen dieser Auftragsbedingungen unwirksam sein oder werden sollten, wird die Wirksamkeit der

igen dadurch nicht berührt. Die unwirksame Bestimmung ist durch eine gültige zu ersetzen, die dem
i Ziel möglichst nahe kommt.

iBI£Sn.und Erg anzungen dieser Auftragsbedingungen bedürfen derTextform. Dies gilt auch für die Aufhebung des

Treuhand. GmbH

BS^l^i49]06903850 l F^^9 30 6903851 1
•BTl>?Squ^neArnold' Sieuerberaterin "TU Porksen"Rechtsanwait

•"w üerlin - Kreuzberg | Amtsgericht Berlin-'Charlottenbu'rg'HRB 32971
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